Anders als mit Galgenhumor 
in Form einer Satire kann 
man zu der geplanten fast 
zehnprozentigen Diätener- 
höhung der Bundestagsab- 
geordneten kaum Stellung 
nehmen, über die die Presse 
am 5.11.2007 berichtete. 


Ziel einer Satire ist es gemäß 
Meyers Lexikon, die »Ein- 
sicht in die Lächerlichkeit, 
Kritikwürdigkeit oder gar Ge- 
fährlichkeit der geschilderten 
Sachverhalte durch Übertrei- 
bung bestimmter Charakte- 
ristiken einer Person oder 
Gesellschaftsschicht zu för- 
dern.« 


Wir wollen also mit der ne- 
benstehenden Fotomonta- 
ge niemanden beleidigen, 
sondern nur auf die Gefähr- 
lichkeit dieses Vorhabens 
hinweisen, weil gleichzeitig 
den 20 Millionen Rentnern 
in der BRD die Freudenbot- 
schaft übermittelt wird, daß 
sie bei einer Inflationsrate 
von 2,4 Prozent und laufen- 
der Teuerung der Grundnah- 
rungsmittel in 2008 auf eine 
»unerwartet große« Renten- 
erhöhung von 1,03 Prozent 
hoffen dürfen. 


Für das Vertrauen und die 
Glaubwürdigkeit der Politiker, 
soweit überhaupt noch vor- 
handen, könnte sich dieser 
grandiose Sieg der Selbstbe- 
dienung bei den kommenden 
Wahlen in eine vernichtende 
Niederlage der etablierten 
Parteien umkehren. 
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Grandioser Heimsieg für unsere Volksvertreter: 


Der AG Bundestag 
schlägt den SV- 
Rentnerclub 10:1! 


Die Spielführer des schwarz-roten Abgeordneten- 
Clubs Deutscher Bundestag (AC DB): Röttgen (CDU, 
links) und Scholz (SPD, rechts) 


Die MdBs in Berlin dürfen 
sich freuen! Die Parlamenta- 
rischen Geschäftsführer der 
großen Koalition, Dr. Nor- 
bert Röttgen (CDU) und Olaf 
Scholz (SPD), hatten sich 
ohne jeden Parteienstreit 
geeinigt: Die Grunddiäten 
der Bundestagsabgeordne- 
ten sollten um knapp 10 
Prozent von 7.009 Euro auf 
7.700 Euro erhöht werden. 
Dazu kommt eine steuer- 
freie Kostenpauschale von 
3.720 Euro. 


Der Verein der sozialversi- 
cherten Rentner (SVR) muß 
sich dagegen mit einer zum 
1.7.2008 geplanten Renten- 
erhöhung von 1,03 Prozent 
geschlagen geben. 


a Wundermenschen - 
ab in die Wirtschaft 2 


Q Abkassieren in Brüssel S. 3-4 


Q Deutsche Kriegsopfer, 
die nicht geehrt werden 


Q Raus aus Afghanistan! 


S. 7-8 
S. 9-10 
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Das offene Wort 


Welch ein 
Rentnerglück! 


»Rente steigt 2008 stärker 
als erwartet. Die Renten 
könnten 2008 stärker steigen 
als angenommen. „Mit den 
Annahmen der Bundesre- 
gierung errechnet sich eine 
Anpassung von 1,03 Prozent 
in Westdeutschland“, so die 
Deutsche Rentenversiche- 
rung. Bisher wurden 0,54 
Prozent erwartet.« 

rtr, Berlin 11.7.2007 
Muß man sich wundern, 
wenn Empörung und Volks- 
zorn hochkochen, wie es in 
zahllosen Leserbriefen in 
den Tageszeitungen zu lesen 
ist? »Sprudelwasser verord- 
nen und selbst Champagner 
saufen. 20 Millionen Rentner 
sollten die nächste Wahl boy- 
kottieren. Ich tue es« schrieb 
ein Herr Dringenberg aus 
Duisburg an die WAZ, die das 
auch abdruckte. 


Über solchen Entschluß kann 
man streiten. Die 613 Abge- 
ordneten blieben die gleichen 
und würden so weitermachen, 
auch wenn nur noch 30 Pro- 
zent zur Wahl gingen. Besser 
wäre es, mehr Abgeordnete 
ins Parlament zu bringen, die 
ihr Mandat volks- und verant- 
wortungsbewußt als Dienst 
am Volk auffassen, meint 


Ihre Sabine Möller 


Nachtrag: Die öffentliche Em- 
pörung hat wohl gewirkt, die Ab- 
geordneten sind »bescheide- 
ner« geworden. Am 9.11.2007 
beschlossen sie, die Diäten nur 
um 9,6 statt um 10 Prozent auf 
nun 7.668 Euro zu erhöhen. 
Doch während alle Normal- 
menschen Angst um ihre Ren- 
te haben müssen, erwerben 
die MdBs künftig bereits nach 
einem Jahr hohe Versorgungs- 
ansprüche — ohne nur einen 
Cent eingezahlt zu haben. 
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Wundermenschen ab 
in die Wirtschaft! 


Will man gute und fähige 
Volksvertreter in den Parla- 
menten haben, muß man sie 
auch gut bezahlen, sonst 
würden sie in ihrem erlernten 
Beruf bleiben. So weit, so gut 
und richtig — wenn das liebe 
wenn nicht wär“... 


Wenn es so wäre, 


daß es eine gesetzliche Vor- 
schrift gäbe, daß nur der kan- 
didieren dürfte, der nach Lehre 
oder Studium mindestens fünf 
Jahre praktische Berufserfahrung 
nachweisen kann. Wer kann das 
Leben, die Nöte und Wünsche 
des Volkes kennen, der nach 
einer lautstarken Parteijugend- 
Karriere und einem Studium der 
Sozialwissenschaften mit ideolo- 
gischen Traumvorstellungen und 
ohne Lebenserfahrung direkt ins 
Parlament einzieht? Im Gegen- 
satz zu allen möglichen Berufen 
gibt es nur drei Dinge, für die 
man keine Ausbildung braucht: 
für das Kinderkriegen, deren Er- 
ziehung und für das Abgeordne- 
ten-Mandat. 


Wenn es so wäre, 


daß die Abgeordneten in voller Ei- 
genverantwortung über das Wohl 
und Wehe des Volkes entschei- 
den dürften, was aber durch den 
grundgesetzwidrigen Fraktions- 
zwang und durch die Abgabe vie- 
ler Hoheitsrechte an das Brüsse- 
ler Zentralkomitee nicht gegeben 
ist. Nicht nur Altbundespräsident 
Herzog bezweifelt deshalb, »ob 
man die BRD überhaupt noch un- 
beschränkt als parlamentarische 
Demokratie bezeichnen kann.« 
(vgl. UN 3/2007, Seite 3). 


Wenn es so wäre, 


daß die Abgeordneten sich voll 
ihrem Mandatsberuf widmen 
und nicht Arbeitszeit für bis zu 
14 »Nebentätigkeiten« (vgl. MdB 


SPIEGEL DER ZEIT 


Merz, UN 6/2006, Seite 12) ab- 
zweigen würden. Jede Verkäufe- 
rin und jeder Malermeister, jede 
Geschäftsfrau und jeder Bauar- 
beiter oder Arzt ist heilfroh, wenn 
sie nach vollbrachtem Tagwerk 
in den Sessel fallen, die Bei- 
ne hochlegen und abschalten 
können. Voll im Beruf sind die 
meisten Normalmenschen schon 
überfordert, in einem Verein ei- 
nen Posten zu übernehmen, der 
abendliche Schreibtischarbeit 
oder auch nur eine einzige wö- 
chentliche Sitzung erfordert. 


Anders die Über- und Wunder- 
menschen im Bundestag, die für 
sich selbst jetzt trotz aller »Ne- 
bentätigkeiten« und Zusatzver- 
dienste eine fast zehnprozentige 
Diätenerhöhung beschlossen ha- 
ben. Wie kann man komplizierte 
und für ein ganzes Volk folgen- 
schwere Gesetzentwürfe und 
Beschlüsse durcharbeiten und 
bewerten, ob man mit JA oder 
NEIN abstimmen soll, wenn man 
gleichzeitig mit voller Verantwor- 
tung eine Handvoll oder mehr 
Aufsichtsrats-, Vorstandsposten 
oder sonstige Berufe ausübt? 


Es müssen wahrlich Über- und 
Wundermenschen sein, die da 
im Bundestag sitzen. Man sollte 
ihnen bei den nächsten Wahlen 
durch Abwahl die Gelegenheit 
geben, ihre außergewöhnlichen 
Fähigkeiten voll der Mehrung des 
Bruttosozialprodukts zur Verfü- 
gung zu stellen! 


ZUM WEINEN 


Frage: »Haben die Politi- 
ker ihre Glaubwürdigkeit 


verloren?« 

Antwort: »Nein. Man kann 
nur verlieren, was man 
vorher besessen hat.« 
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Abgeordnetengesetz 


§ 11 Abgeordnetenentschä- 

digung 

(1) Ein Mitglied des Bundes- 

tages erhält eine monatli- 

che Abgeordnetenentschä- 

digung, die sich an einem 

Zwölftel der Jahresbezüge 

e eines Richters bei einem 
obersten Gerichtshof des 
Bundes [...] 

e eines kommunalen Wahl- 
beamten auf Zeit |...] 

orientiert. [...] 


§ 12 Amtsausstattung 


(1) Ein Mitglied des Bundes- 
tages erhält zur Abgeltung 
seiner durch das Mandat 
veranlaßten Aufwendungen 
eine Amtsausstattung als 
Aufwandsentschädigung. 
Die Amtsausstattung umfaßt 
Geld- und Sachleistungen. 


(2) Ein Mitglied des Bundes- 
tages erhält eine monatliche 
Kostenpauschale für den Aus- 
gleich insbesondere von 


1. Bürokosten zur Einrich- 
tung und Unterhaltung von 
Wahlkreisbüros außerhalb 
des Sitzes des Deutschen 
Bundestages, einschließ- 
lich Miete und Nebenko- 
sten, Inventar und Bü- 
romaterial, Literatur und 
Medien sowie Porto, 

. Mehraufwendungen am 
Sitz des Bundestages und 
bei Reisen mit Ausnahme 
von Auslandsdienstreisen, 

. Fahrtkosten für Fahrten in 
Ausübung des Mandats 
innerhalb der Bundesre- 
publik Deutschland unbe- 
schadet der Regelungen 
in den §§ 16 und 17 und 

. sonstigen Kosten für an- 
dere mandatsbedingte Ko- 
sten (Repräsentation, Ein- 
ladungen, Wahlkreisbetreu- 
ung usw.), die auch sonst 
nicht aus dem der Lebens- 
führung dienenden beruf- 
lichen Einkommen zu be- 
streiten sind. [...] 
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Selbstversorger nicht nur in Berlin: 
Abkassier-Exzesse in Brüssel 


Im Bundestag herrscht in Sa- 
chen Diätenerhöhung stets 
rührselige Einigkeit über alle 
Koalitionsgrenzen hinweg. Lei- 
se und ohne große Debatten 
füllen sich die durch zwingen- 
de EU-Richtlinien sonst kaum 
noch entscheidungsbefugten 
Abgeordneten das eigene Säk- 
kel. Wer aber meint, nur im 
Bundestag herrsche die Selbst- 
versorgermentalität, der wird 
Augen machen, wenn er sieht, 
was auf EU-Ebene abläuft. Das 
beschreibt der renommierte 
Staatsrechtler und EU-Kritiker 
Prof. Dr. Hans Herbert von Ar- 
nim (Speyer) in seinem aktu- 
ellen Buch »Das Europa-Kom- 
plott«. 


Von »legalisiertem Spesenbetrug« 
ist die Rede, von »grotesker Dop- 
pelversorgung« und »überzoge- 
nen finanziellen Privilegien«. Der 
Bürger hingegen soll den Gürtel 
immer enger schnallen: Renten- 
kürzungen, sinkende Einkommen 
und Mindestlöhne, die nicht für ein 
Leben ohne Hartz IV-Zuschüsse 
reichen und nicht zuletzt zahllose 
Abstriche in der Krankenversor- 


gung. 
»System finanzieller 
Exzesse« 


Unter dieser Überschrift beschreibt 
von Arnim das Luxusleben der 
Mitglieder des Europäischen Par- 
laments. Mit bis zu 20.000 Euro 
im Monat an Kostenerstattungen 
kann jeder Abgeordnete rechnen. 
Hinzu kommen die Diäten, die sie 
in gleicher Höhe wie in den na- 
tionalen Parlamenten direkt von 
ihren jeweiligen Heimatländern 
erhalten. Auch die Reisekosten 
werden gesondert erstattet. Es 
folgen einige Details, die von Ar- 
nim nennt: 


Tagegeld 
»Wenn in Brüssel Parlamentssit- 


zungen sind, bietet sich an Freita- 
gen stets dasselbe Bild: Abgeord- 


Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim 


nete hasten am frühen Morgen in 
den Raum mit der Anwesenheits- 
liste, leisten kurz ihre Unterschrift 
und lassen sich dann vom parla- 
mentarischen Fuhrpark direkt zum 
Flughafen Richtung Heimat chauf- 
fieren.« Dies sei auch unter der 
Woche zu beobachten. 


Für diese eine Unterschrift gibt's 
satte 268 Euro Tagegeld; auch für 
Freitage, an denen gar keine Sit- 
zungen des EU-Parlaments statt- 
finden. Pro Monat machen laut 
von Arnim die Tagegelder pro 
Person 3.500 Euro aus. 


Das Geld soll die Kosten der Ab- 
geordneten decken. Der Haken 
an der Sache: Wer preiswerte Un- 
terkünfte nutzt und sich von Lob- 
byisten zum Essen einladen läßt, 
behält vom Tagegeld ein beträcht- 
liches steuerfreies Zusatzeinkom- 
men übrig. Fahrtkosten fallen in 
Brüssel oder Straßburg ebenfalls 
nicht an, da es ja den parlamenta- 
rischen Fuhrpark und kostenlose 
Taxigutscheine gibt. 


Pseudo-Reisekosten 


Durch pauschale Reisekosten- 
abrechnungen können sich die 
MdEP ebenfalls ein Zusatzein- 
kommen verschaffen. 


Wenn ein Abgeordneter von Berlin 
nach Brüssel fliegt, bekommt er 
gut 1.000 Euro erstattet. Hat der 
deutsche Abgeordnete jedoch ei- 
nen Billigflug für 200 Euro genutzt, 
steckt er völlig legal 800 Euro in 
die eigene Tasche - steuerfrei. Hin- 
zu kommt noch eine üppige Ent- 
fernungspauschale. Im Ergebnis 


DIENER ODER VERDIENER? 
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könnte ein deutscher EU-Abgeord- 
neter dadurch knapp 30.000 Euro 
pro Jahr zusätzlich einstecken. 


Auch PKW-Reisen können abge- 
rechnet werden. Ob der Abgeord- 
nete aus beruflichen Gründen oder 
zum Privatvergnügen mit seiner 
Familie nach Brüssel gefahren ist, 
wird nicht geprüft. 

Ein normaler Bürger würde bei 
solch einem Verhalten von seinem 
Arbeitgeber wegen Betrug fristlos 
entlassen und vor Gericht gezerrt. 
Abgeordnete des EU-Parlaments 
genießen aber Narrenfreiheit. 


3.785 Euro 
Monatspauschale 


Diese Pauschale bekommt laut 
von Arnim jedes MdEP monatlich 
für seine Kosten in der Heimat. Ob 
diese entstehen, ist egal. 


Für insgesamt zehn Ausgabepos- 
ten seien die 3.785 Euro aus der 
EU-Kasse gedacht. Von Arnim: 
»Der größte Teil dieser Kosten 
wird den deutschen EU-Abgeord- 
neten aber bereits vom Bundes- 
tag erstattet.« Ob eigenes Büro 
samt technischer Ausstattung oder 
Bahnfahrt erster Klasse, bei deut- 
schen EU-Abgeordneten bleibe so- 
mit »regelmäßig ein beträchtliches 
steuerfreies Zubrot übrig.« 


Laut von Arnim entstünden den 
MdEP natürlich auch Kosten. »Da- 
für aber ist die monatliche Pau- 
schale von 3.785 Euro regelmäßig 
weit überhöht.« 


Auf Grundlage von Aussagen 
hochrangiger Persönlichkeiten und 
des Europäischen Rechnungs- 
hofes kommt von Arnim zu dem 
Schluß: »Die Pauschale ist aus der 
Luft gegriffen, ohne in angemes- 
senem Bezug zu der tatsächlichen 
Lage oder den tatsächlichen Ko- 
sten zu stehen. [...] Das Problem 
der geltenden Regelung besteht 
darin, daß keinerlei Belege betref- 
fend die Verwendung des Geldes 
erforderlich sind.« 


Assistenzzulage 

»Zulage für parlamentarische As- 
sistenz« nennt sich der Betrag von 
bis zu 14.865 Euro, den ein MdEP 
monatlich zur Beschäftigung von 
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Mitarbeitern zur Verfügung gestellt 
bekommt (Stand 2005). 


»Über Fähigkeiten und Verwen- 
dung der Mitarbeiter verlangt nie- 
mand Rechenschaft. Es gelten kei- 
ne Mindestqualifikationen.« 


Die Zulage, so von Arnim weiter, 
werde regelmäßig zur Vetternwirt- 
schaft genutzt. Ganze Familien 
würden so aus völligem Eigennutz 
der Abgeordneten in Lohn und Brot 
gebracht. 


Seit einem Presseskandal 1999 
sähen deutsche MdEP von der 
Beschäftigung von Familienmit- 
gliedern ab (obwohl die EU es ih- 
nen nicht verbietet). EU-Abgeord- 
nete anderer Länder führen diese 
Praxis der Vetternwirtschaft aber 
uferlos fort. 


Wenn nicht gerade Scheinverträ- 
ge mit Familienmitgliedern abge- 
schlossen würden, zweckentfrem- 
den MdEP ihre Mitarbeiter auch 
gerne zur Aufgabenerledigung auf 
nationaler Parteiebene. Es fände 
hier sozusagen eine illegale Fi- 
nanzierung der heimischen Partei 
durch die Hintertür statt, was dem 
MdEP zudem große Macht ver- 
schaffe. 


Die Mittel für solche »Wohltaten« 
auf Kosten der Bürger der EU-Mit- 
gliedsstaaten hätten sich von 1980 
bis 2002 vervierfacht. Ein Ende sei 
nicht in Sicht. 


Von Arnim: »Angesichts der ge- 
schilderten Manipulations- und 
Mißbrauchspraxis ist es kein Zu- 
fall, daß um die Assistenten ein 
großes Geheimnis gemacht wird. 
[...] Die  schlaraffenländischen 
Möglichkeiten der Abgeordneten, 
sich aus Mitarbeiterfonds selbst zu 
bedienen, erklären, zumindest zum 
Teil, warum die dafür vorgesehe- 
nen öffentlichen Mittel im Laufe der 
Zeit so gewaltig zugenommen ha- 
ben [...] Schließlich entscheiden 
die Abgeordneten ja selbst über 
das Volumen der Fonds, die sie 
sich bewilligen.« 


Luxus- 


Krankenversorgung 


»In allen Staaten Europas müssen 
die Gesundheitsleistungen radi- 


kal eingeschränkt werden.« Hans 
Herbert von Arnim zufolge blieben 
EU-Abgeordnete von diesen Spar- 
zwängen gänzlich unbetroffen. 
Ohne jegliche Beitragszahlung 
haben sie sich selbst eine üp- 
pige Versorgung für den Krank- 
heitsfall bewilligt. 


Der Katalog des Artikel 21 der 
»Kostenerstattungs- und Vergü- 
tungsregelung« liest sich nicht 
nur für Hartz IV-Familien wie ein 
Wunschzettel für Weihnachten 
— davon träumen heute auch weite 
Kreise aus dem Mittelstand. 


Von Arnim faßt das beitragsfreie 
Luxusleben zusammen: Es »wer- 
den den Abgeordneten wie 
Privatpatienten alle Arzt- und 
Krankenhauskosten erstattet 
sowie alle ärztlich verordneten 
Arzneimittel. Auch teure Zahn- 
behandlungen und Zahnersatz, 
die Kosten von Brillen und Kon- 
taktlinsen alle zwei Jahre sind 
innerhalb großzügiger Margen 
erstattungsfähig. Hinzu kommt 
die Kostenerstattung von Aku- 
punkturbehandlungen, die Ge- 
währung von Tagegeldern nicht 
nur bei Genesungskuren, son- 
dern auch bei Badekuren und 
vieles mehr«. 


Für diese Gesundheitsfürsorge 
könne sich jeder Abgeordnete für 
sich und jedes Familienmitglied 
jeweils bis zu 30.000 Euro jährlich 
aus der EU-Kasse erstatten las- 
sen. Eine vierköpfige Familie habe 
demnach 120.000 Euro jährlich 
— ohne Beitragszahlung. 


»Während also alle Menschen 
Einschnitte hinnehmen müs- 
sen, koppeln sich die Brüsseler 
Volksvertreter mit ihrer selbstge- 
machten „Kostenerstattungs- und 
Vergütungsregelung“ von dieser 
Entwicklung ab und schöpfen aus 
dem Vollen.« 


Hinzu komme nach Ausführungen 
in »Das Europa-Komplott« noch 
eine völlig überzogene Doppelver- 
sorgung bei den Pensionen und 
riesige Zusatzeinkommen durch 
kassierte Gelder für Lobbyarbeit. 
Alles abgesegnet in nicht-öffent- 
lichen Verhandlungen des Parla- 
ments. 


EU - EUROPAS UNGLÜCK 
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»Ein Volk ist immer soviel wert, 


wie es sich in seinen Toten ehrt« 


Herbert Böhme, deutscher Dichter 
und Präsident des Deutschen Kulturwerks europäischen Geistes (1907 — 1971) 


Ein schändliches Schauspiel um 
die Opfer von Krieg und Vertreibung 


Es vergeht kaum ein Tag, an dem 
nicht über die weihevolle Eröff- 
nung von Millionen Euro teuren 
Mahn- und Gedächtnisstätten 
oder die Anbringung von »Stol- 
persteinen« für ausgewählte Op- 
fergruppen berichtet wird. 


Die Errichtung eines Zentrums 
gegen Vertreibungen, für das 
die Vorsitzende des Bundes der 
Vertriebenen, Erika Steinbach, 
jahrelang gekämpft hat, ist vor- 
erst am Widerstand umerzoge- 
ner Volksvertreter und polnischer 
und tschechischer Einsprüche 
gescheitert. 


Trotz aller Kompromisse, die die 
BdV-Vorsitzende gegen den Wil- 
len der Mehrheit der Vertriebe- 
nen einging, um dem Zeitgeist 
zu huldigen, hat die große Koali- 
tion das Projekt beerdigt, um den 
»Freundschaftskurs« mit dem 
Vertreiberstaat Polen nicht zu ge- 
fährden. 


Frau Steinbach hatte angeboten, 
das Zentrum nicht nur den deut- 
schen Vertriebenen zu widmen, 
sondern auch allen anderen 
ethnischen Vertreibungen von 
damals und bis heute. In einer 
Erklärung »Aufgaben und Ziele« 
vom 22.1.2004 hieß es: 


»Zum Zentrum gegen Vertreibun- 
gen gehören unverzichtbar auch 
Vertreibung und Genozid an an- 
deren Völkern, insbesondere in 


Europa. Allein in Europa waren 
bzw. sind mehr als 30 Volks- 
gruppen von solchen Menschen- 
rechtsverletzungen betroffen. 
Von den Albanern, Armeniern, 
Azeris über die Esten, Georgier, 
Iguschen, Krim-Tartaren, Polen, 
Tschetschenen, Ukrainern bis 
zu den Weißrussen und griechi- 
schen Zyprioten und die singuläre 
Verfolgung und Massenvernich- 
tung der Juden Europas durch 
den Nationalsozialismus.« 


Doch alle diese Kniefälle, das 
Leid der deutschen Vertriebe- 
nen in den Hintergrund zu drän- 
gen, nutzten nichts. Auch nicht 
die Werbung mit einem »Wis- 
senschaftlichen Beirat«, in dem 
Leute wie Dr. Michael Wolffsohn 
(Bundeswehrhochschule Mün- 
chen), Dr. Moshe Zimmermann 
(Universität Jerusalem), Dr. Ju- 
lius Schoeps (Moses Mendels- 
sohn Zentrum) und der sattsam 
bekannte Dr. Guido Knopp (Lei- 
ter ZDF-Zeitgeschichte) vertreten 
waren. 


Anfang November einigte sich 
die Koalition von CDU/CSU und 
SPD auf ein eigenes Konzept für 
ein Ausstellungs- und Dokumen- 
tationszentrum als unselbstän- 
dige Einrichtung unter Aufsicht 
des Deutschen Historischen 
Museums, voraussichtlich im 
»Deutschland-Haus« in Berlin. 


Absurd: 
Thierse will die Betroffenen nicht beteiligen 


Wolfgang Thierse, Bundestags- 
vizepräsident und Verhandlungs- 
führer der SPD, erklärte kurz und 
knapp: 


»An dem Projekt, 
das die 
Bundesregierung 
verwirklicht, 
ist der Bund der 
Vertriebenen nicht 
beteiligt.« 


zitiert aus »Der Schlesier«, 9.11.2007 


Wersich wie ein Wurm krümmt, 
wird wie ein Wurm zertreten. 
Anders kann man das nicht be- 
werten, Frau Steinbach! 


ZUM VOLKSTRAUERTAG 
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Als deutscher Bundestagsvize- 
präsident beugte sich Thierse da- 
mit offensichtlich der polnischen 
Einmischung in die deutsche In- 
nenpolitik. 


Polen will mitreden 


Nach dem Abgang des haß- und 
giftspritzenden Jaroslaw Kac- 
zynski erklärte der neue polni- 
sche Premier Donald Tusk zwar, 
er wolle mit Berlin reden. 


Polens Premier besteht auf Mitspracherecht 
über deutsche Gedenkstätten 


»Ein angemessenes Gedenken 
an die Vertriebenen wird auf 
Zustimmung meiner Regierung 
treffen«, erklärte er, machte aber 
erneut klar, daß ein solches Zen- 
trum keinen Zweifel an der »hi- 
storischen Wahrheit« aufkommen 
lassen dürfe. Die Polen befürch- 
ten, daß Deutschland sich seiner 
Schuld entledigen und sich vom 
Täter zum Opfer des Weltkrieges 
machen wolle. 


Nicht akzeptieren könne er, wenn 
das Projekt von Erika Steinbach, 
der Präsidentin des Bundes der 
Vertriebenen, geleitet würde. Das 
könne Warschau auf keinen Fall 
hinnehmen. 

nach einem Bericht der WAZ vom 7.11.2007 


Die Grünen sind 
endgültig unwählbar! 


Schon vorher hatte die Grünen- 
Lautsprecherin Renate Künast, 
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als Bundestagsabgeordnete laut 
Grundgesetz-Artikel 38 »Vertre- 
ter des ganzen Volkes«, allen 
solchen Plänen eine Absage er- 
teilt. 


Sie forderte dagegen von der 
Bundeskanzlerin und den Ver- 
triebenen »ein Signal des Ver- 
trauens« an Polen. Dazu gehöre 
auch eine Absage an ein Zentrum 
gegen Vertreibungen. 


Die Fraktionschefin dieser für 
Vertriebene und volksbewußte 
Deutsche nun wohl endgültig un- 
wählbaren Partei warf dem BdV 
vor, dieser habe sich nie scharf 
und eindeutig von rechtsextre- 
mem Gedankengut distanziert. 
Der BdV müsse endlich auf staat- 
liche wie privatrechtliche Ent- 
schädigungsforderungen im Zu- 
sammenhang mit der Vertreibung 
verzichten, verlangte Künast. 

nach einem Bericht der WAZ vom 22.10.2007 


Die Krone 
der Schändlichkeit 


Tobias Kaufmann, politischer Re- 
dakteur beim »Kölner Stadtanzei- 
ger«, setzt der Mißachtung und 
Verunglimpfung der Vertriebenen 
die Krone auf: 


»Das Glück 


der deutschen 
Vertriebenen« 


Unter dieser Überschrift schämt 
er sich nicht, den deutschen Ver- 
triebenen zu ihrem Glück zu gra- 
tulieren: 


»Offenbar braucht es in Deutsch- 
land ein monumentales Bau- 
werk, damit die Menschen sich 
erinnern können. Anders ist das 
Gezerre um ein „Zentrum gegen 
Vertreibungen“ in Berlin nicht zu 
erklären. Vor allem der Bund der 
Vertriebenen (BdV) tut notorisch 
so, als sei das Schicksal der Mil- 
lionen Deutschen, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg aus ihrer Hei- 
mat verjagt wurden oder vor der 
Roten Armee flohen, verdrängt 


und vergessen. Das Gegenteil 
ist der Fall. In den Familien wird 
immer über dieses Leid gespro- 
chen. Auch öffentliche Erinne- 
rung ist kein Tabu, sondern ak- 
tuell. Wenn der BdV behauptet, 
der Verlust der Heimat drohe 
aus dem Bewußtsein zu geraten, 
dann verbreitet er eine Lüge aus 
taktischem Kalkül. 


Den Einfluß des BdV auf die in- 
haltliiche Gestaltung des von 
der Bundesregierung beschlos- 
senen Zentrums zu begrenzen, 
ist deshalb klug. Der BdV ist 
ein unsicherer Partner, solan- 
ge der Verband seine Charta, in 
der die Vertriebenenfunktionäre 
gerade mal elf Jahre nach dem 
deutschen Einmarsch in Polen 
großzügig auf „Rache und Ver- 
geltung“ verzichten, als humani- 
stisches Jahrhundertwerk feiert, 
statt sie als Geschichtsklitterung 
endlich einzumotten. Vertreibung 
von Menschen aus ihrer Heimat 
ist ein Verbrechen und unheilvol- 
le Praxis in kriegerischen Kon- 
flikten. Dies anzuprangern, ist 
ehrenwert. Allerdings erschließt 
sich beim besten Willen nicht, 
warum ein allgemeines „Zentrum 
gegen Vertreibungen“ ausge- 
rechnet in Berlin mit deutschem 
Steuergeld gebaut werden muß. 
(...) Die deutschen Vertriebenen 
sind eine historische Ausnahme. 
Sie sind selbstverständlicher, 
gleichberechtigter Teil einer neu- 
en Gesellschaft geworden. Sie 
haben eine neue Heimat. Es geht 
ihnen gut. Abermillionen unschul- 
dig Vertriebener auf dieser Welt 
können von einem solchen Glück 
nur träumen.« 

zitiert aus »Jüdische Allgemeine«, 25.10.2007 


Das Strafgesetzbuch verbietet 
es uns, zu solchen Schänd- 
lichkeiten gebührend Stellung 
zu nehmen und vergleichend 
auf andere »monumentale 
Bauwerke« und das Glück der 
Überlebenden hinzuweisen. 
Die Planung einer Reise nach 
Berlin nach Fertigstellung der 
von der Regierung zensier- 
ten Ausstellung erübrigt sich 
schon heute. 


VOM GLÜCK DER VERTRIEBENEN 
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Wo der Staat versagt, 
ist die Tat der Aufrechten gefragt! 


Deutsche Kriegsopfer, 
die nicht geehrt werden 


AndieOpfervonKriegund Gewalt- 
herrschaft erinnern in Deutsch- 
land etwa 6.000 Mahnmale — von 
persönlichen »Stolpersteinen« 
über riesige Museumskomplexe 
bis hin zu fußballfeldgroßen Ge- 
denk-Arealen. 

Für die Millionen deut- 
scher Opfer von Flucht, 
Vertreibung, Bomben- 
krieg, Deportation, Gefan- 
genschaft und Zwangs- 
arbeit bis in die Nach- 
kriegsjahre aber gibt es 
mehr als 60 Jahren nach 
Kriegsende noch immer 
keine zentrale Gedächt- 
nis- und Erinnerungs- 
stätte. Als sogenannte 
»Mitwisser«, »Mitläufer« 
und »Mittäter« waren 
diese deutschen Zivilop- 
fer an ihrem oft unbe- 
schreiblichen Leid und 
ihrem Sterben nach zeit- 
gemäßer Meinung selber 
schuld. 


Jede historische Aufar- 
beitung oder Darstellung 
der Geschehnisse und 
jegliches ehrendes Ge- 
denken führt nach An- 
sicht der herrschenden 
Meinungsmacher und 
-zensoren zu einem 
»Opferkult«, der die an- 
deren Opfer, denen die 
offizielle »Erinnerungs- 
kultur« gewidmet ist, he- 
rabwürdigt. 


Alle, die diesen Teil des 
deutschen Schicksals aufgreifen, 
werden von den Politikern und 
Medien als »revanchistisch« oder 
»rechtsradikal« niedergemacht. 
Darum meiden — bis auf wenige 
Ausnahmen - Schriftsteller, Hi- 
storiker und Journalisten seit 
Jahrzehnten dieses Thema. 


Für 


Millionen deutsche Kinder, Frau- 
en und Männer erfroren auf der 
Flucht, starben im Bombenhagel 
und Feuersturm, ertranken in der 
Ostsee oder verhungerten in Ge- 
fangenenlagern. Aber wer kennt 
noch ihr Schicksal? Wo gibt es 
einen Ort der Erinnerung und der 


Erinnern 


gegen Vergessen, 
Verdrängen, 
Verfälschen 


Trauer? Mit dem Tod der wenigen 
noch lebenden Zeitzeugen dro- 
hen diese Schicksale im Nebel 
des Vergessens zu verschwin- 
den. 


Deshalb haben sich vor eini- 
gen Jahren aufrechte und ver- 
antwortungsbewußte Deutsche 
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entschlossen, den »Verein Ge- 
dächtnisstätte e.V.« zu gründen, 
dessen Ziel es ist, unter dem 
Leitwort »Für Erinnern — gegen 
Vergessen, Verdrängen, Verfäl- 
schen« im sächsischen Borna, 
rund 30 km südlich von Leipzig, 
eine Gedächtnisstätte für die zi- 


vilen deutschen Opfer 
des Zweiten Weltkrieges 
und der völkerrechts- 
widrigen Verbrechen an 
Deutschen auch nach 
dem Kriegsende zu er- 
richten. 


Durch ein hochherziges 
privates Vermächtnis 
und zahlreiche Spenden 
war es möglich, ein park- 
ähnliches Grundstück 
mit einem großen ehe- 
maligen Verwaltungsge- 
bäude zu erwerben, das 
zu einem Dokumenta- 
tionszentrum ausgebaut 
werden kann. 


Der Bau eines angemes- 
senen würdigen Ehren- 
mals, das um ein hohes 
Stahlkreuz in Kreisform 
aus zwölf Granitstelen 
mit den Wappen und 
Symbolen der verschie- 
denen Opfergruppen 
sowie mit Zitaten bedeu- 
tender Persönlichkeiten 
besteht, hat bereits be- 
gonnen. 


Nach anfänglicher Be- 
geisterung auch der Ver- 
treter der Stadt Borna für 
das Vorhaben wurden 
jedoch nach Hetzarti- 
keln in den Medien und Protesten 
linker Landtagsabgeordneter aus 
Befürwortern unversöhnliche Geg- 
ner. Mit behördlichen Winkel- 
zügen wird versucht, jeglichen 
Weiterbau der zuvor bereits ge- 
nehmigten Gedächtnisstätte zu 
blockieren. Ausgerechnet das 


ERINNERUNG AN DEUTSCHE OPFER 


UN 11/2007 - Seite 8 


Kreuz, das im Zentrum der An- 
lage als christliches Symbol für 
die Trauer und das Gedenken 
an die Millionen Opfer steht, wird 
dabei als juristischer Hebel für 
einen Widerruf der Baugeneh- 
migung genutzt, gegen den der 
Verein Gedächtnisstätte e.V. zur 
Zeit gerichtlich vorgeht. Aber 
nicht nur das Trauern soll in Bor- 
na behindert werden, auch eine 
Ausstellung über Flucht, Vertrei- 
bung, Bombenkrieg und Gefan- 
genschaft soll mit aller Macht 
verhindert werden. 


Wovor fürchten sich die 
Gegner? 


Ist es das wachsende Interesse 
und die Nachfragen der Enkel- 
generationen zu den bisherigen 
Tabuthemen Flucht, Vertreibung, 
Bombenkrieg und Gefangen- 
schaft? 


Ist es die Angst vor der Wirkung 
der ungeheuerlichen Dimensi- 
onen des Leides, die bei einer 
sachlichen Darstellung und Do- 
kumentation zutage treten? 


Sind es die unvorstellbaren Op- 
ferzahlen, die Leichenberge, die 
Massengräber, die Scheiterhau- 
fen, die nicht ins Bewußtsein der 
Nachgeborenen dringen dürfen? 


Hat man Angst, die brutale Ge- 
walt ans Licht kommen zu lassen, 
mit der die Sieger ihre wehrlosen 
Opfer vergewaltigten, erschos- 
sen, erschlugen, mißhandelten, 
folterten und vertrieben? 

Sind es die Bedenken, unsere 
früheren Kriegsgegner und heuti- 
gen »Verbündeten« nicht nur als 
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Opfer, sondern auch als Täter 
zu sehen, die militärisch sinnlo- 
se Bombenangriffe befahlen mit 
Hunderttausenden von Toten, 
mit denen planmäßig historische 
Stadtkerne quer durch Deutsch- 
land mit ihren Kunstschätzen und 
Kulturgütern ausgelöscht wur- 
den, als der Krieg schon längst 
entschieden war? 


Ist es die Furcht vor derschmach- 
vollen Erkenntnis, daß es kein 
Kulturvolk in der Menschheits- 
geschichte und keine Nation 

auf der ganzen Erde gibt, die 
_ Millionen Tote des eigenen 

Volkes so mißachten, ver- 


gessen, verdrängen oder sogar 
verleugnen oder beschimpfen? 


Wir können nur hoffen, daß es 


dem Verein Gedächtnisstätte 
e.V. trotz aller Widerstände ge- 
lingt, diese Gedächtnisstätte als 
zentrale Zeugnisstätte für das 
Leiden aller dieser Opfer zu ver- 
wirklichen, um die Überlebenden 
und die künftigen Generationen 
gegen das Vergessen aufzurüt- 
teln. Da eine solche Gedächtnis- 
stätte dem zur Zeit herrschenden 
Zeitgeist nicht entspricht und po- 
litisch unerwünscht ist, bleibt ihr 
im Gegensatz zu anderen Ge- 
denkstätten, Museen und Mahn- 
malen natürlich jegliche staatli- 
che Unterstützung versagt. Sie 
ist deshalb auf die Mithilfe und 
Spendenbereitschaft aufrech- 
ter Deutscher angewiesen. Nä- 
heres erfahren Sie vom Verein 
Gedächtnisstätte e.V. Postfach 
3120, 21209 Seevetal. 


Über gute und böse 
Kriegsopfer 

Man sollte eigentlich meinen, 
daß der Tod so endgültig und 
übergeordnet ist, daß er z.B. 
alle politischen Unterschiede 
unwichtig macht. Man sollte da- 
her eigentlich auch meinen, daß 
die Überlebenden alle Toten 
gleichermaßen betrauern und 
sie ehren, gleichgültig, welchem 
Beruf, welcher Partei oder wel- 
chem Volk ein Toter angehört 
hatte. 


Anscheinend ist dies hierzulan- 
de aber nicht so. Anscheinend 
unterscheidet man hier zwi- 
schen »guten Toten« und »bö- 
sen Toten«, — und das fast sieb- 
zig Jahre nach Kriegsende. Dies 
mag folgendes Beispiel deutlich 
machen: 


Bei verschiedenen Gedenkver- 
anstaltungen an die alliierten 
Bombenangriffe auf deutsche 
Städte, z.B. am 13.2.2004 in 
München zum Gedenken an 
den Luftangriff auf Dresden, 
riefen verschiedene Gegende- 
monstranten »Bomber Harris, 
do it again« oder »No tears for 
Krauts«. Mehrere Teilnehmer er- 
statteten daraufhin Strafanzeige 
wegen § 130 StGB (Volksver- 
hetzung), § 131 StGB (Billigung 
von Gewalt), § 140 StGB (Billi- 
gung von Straftaten). 


Die Staatsanwaltschaften stell- 
ten die Strafverfahren jedoch 
umgehend ein. Sie begründeten 
dies u.a. damit, daß es sich um 
Äußerungen handele, die unter 
die Meinungsfreiheit fielen, bzw. 
daß es sich um keine Billigung 
von Straftaten handele, weil die 
Bombardierung Dresdens nur 
ein Vorfall von »geschichtlichem 
Interesse« und daher keine ge- 
billigte Straftat sei (StA München 
I, Bescheid vom 06.05.2004, Az. 
115 Js 10471/04 und Bescheid 
vom 07.05.2004, Az. 115 Js 
10398/04 und andere). 


Die Opfer in Dresden, die den 
Bomben des »Bomber-Harris« 
zum Opfer fielen, gehörten wohl 
auch zu den »bösen« Kriegsop- 
fern. 


Deutsches Rechtsbüro, 
Deutscher Rechtsschutzkreis e.V. (DRsK) 


KOPIEREN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Raus aus Afghanistan! 


Nahost-Experte Peter Scholl-Latour spricht aus, was die 
Mehrheit aller Deutschen denkt. 


Mehrfach berichteten die »Un- 
abhängigen Nachrichten« im 
Jahr 2007 über stichhaltige 
politische und juristische Ar- 
gumente gegen den Afghani- 
stan-Einsatz der Bundeswehr 
(vgl. UN 2, 4, 6 und 10/07). In der 
September-Ausgabe des Maga- 
zins »Cicero« fordert auch der 
Nahost-Experte Peter Scholl- 
Latour einen sofortigen Abzug 
der deutschen Truppen. Seine 
Argumente fassen wir nachfol- 
gend zusammen (alle Zitate von 
Peter Scholl-Latour; Hervorhe- 
bungen durch UN). 


»Man gewinnt keinen Krieg in Af- 
ghanistan«, leitet Scholl-Latour 
seine Argumentation ein. Er hat 
dabei über 160 Jahre Landesge- 
schichte Afghanistans im Auge, in 
der es keiner Besatzungsmacht 
gelungen ist, das Land zu unter- 
werfen. Weder den Briten, noch 
den Russen. »Wer in den Fels- 
schluchten des Panjir die Vielzahl 
der zerstörten sowjetischen Pan- 
zer gesehen hat, der kommt auch 
nicht auf die kuriose Idee, es am 
Hindukusch mit dem deutschen 
Leopard Il zu versuchen...« 


Wähler = Rindviecher? 


Die Absicht von vermeintlichen 
Volksvertretern wie dem SPD- 
Fraktionsvorsitzenden Peter 
Struck, die Bundeswehr noch für 
mindestens zehn Jahre in Afgha- 
nistan zu belassen (»Spiegel« Nr. 
36/07), hält Scholl-Latour für eine 
merkwürdige Anmutung. 


»In Deutschland optiert die 
Mehrheit der Bevölkerung für 
eine baldige Räumung Afgha- 
nistans, aber neuerdings ist es 
bei Parlamentariern und Pu- 
blizisten Mode geworden, die 
Meinung des Bürgers gering zu 
achten gemäß der vulgären Re- 
densart von einst: „vox populi, 
vox Rindvieh“.« 


Als Gerhard Schrö- 
der aufgrund seiner 
Haltung gegen den 
Irak-Krieg im Amt 
bestätigt wurde, hät- 
te der Wähler »mehr 

gesunden Men- m S 
schenverstand bewiesen als die 
„kriegslustigen* Intellektuellen 
und Politprofis.« Mit grimmiger 
Heiterkeit sei feststellbar, daß die 
heutigen Kriegsführer aus dem 
Lager der einstigen utopischen 
Ultra-Pazifisten stammten. Die 
Befürworter einer Verstärkung 
des Afghanistan-Einsatzes aus 
dem Medienbereich seien nie in 
Afghanistan gewesen oder zu- 
mindest nur unter strenger Ab- 
schirmung. 


Laut Scholl-Latour gäbe es für 
Deutschland wichtigere Interes- 
sengebiete auf dem Balkan oder 
in Nordafrika als isolierte Stütz- 
punkte in Zentralasien. 


Desinformation und 
Volksverdummung 


In der UN-Ausgabe 6/07 mach- 
ten wir bereits als Titelthema da- 
rauf aufmerksam, daß die Öffent- 
lichkeit zu diesem Thema gezielt 
desinformiert werde. 


Scholl-Latour bestätigt unsere 
Einschätzung und spricht von ei- 
ner »permanenten Desinformati- 
on«. 


Al Qaida sei keine afghanische, 
sondern eine saudische Orga- 
nisation, die durch den Prinzen 
Mohammed el Faisal und weitere 
Saudis finanziert werde. 


Weiter, so der Nahost-Experte, 
dürfe nicht vergessen werden, 
daß Osama bin Laden seine 
Kämpfer einst in enger Zusam- 
menarbeit mit der CIA rekrutiert 
habe. Selbst die Aufstellung der 
Taliban-Gruppen unter Mullah 
Omar fanden unter maßgeblicher 


SINNLOSER EINSATZ 


Scholl-Latour 


Raus aus 


Afghanistan! ° 


VW 


Beteiligung us-amerikanischer 
Geheimdienstbehörden statt. 


Sinnloser Einsatz 


Auch würden die Deutschen 
getäuscht, wenn der Tod unse- 
rer Soldaten oder die Entfüh- 
rung deutscher Zivilpersonen 
zu Schicksalsfragen der Nation 
hochgespielt würden. 


Es sei völlig normal, daß ein Mi- 
litäreinsatz Soldaten das Leben 
kostet. Es sei zudem ganz klar, 
daß sich eine deutsche Regie- 
rung nicht durch Entführungen 
erpressen lassen darf. 


Aber diese Ereignisse würden 
nach Ansicht Scholl-Latours auch 
gar nicht das Problem des Ein- 
satzes berühren. 


Das wirkliche Problem sei die 
Frage danach, ob der Nato-Ein- 
satz am Hindukusch überhaupt 
Sinn mache. »Die Antwort dar- 
auf kann nur ein deutliches 
Nein sein.« 


ISAF oder Operation 
Enduring Freedom? 


Die in Deutschland geführte Dis- 
kussion über die Trennung des 
ISAF-Mandats von der »Ope- 
ration Enduring Freedom« und 
die Verstrickung der deutschen 
Tornados zwischen beiden gehe 
an der Sache ebenfalls vorbei. 
Scholl-Latour: »Wie soll ein ein- 
facher Paschtune diese Differen- 
zierung wahrnehmen?« 

Die ISAF-Truppen der NATO sei- 
en faktisch dem Oberkommando 
der USA unterworfen und genau 
das sähe man in Afghanistan. 
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Die angeblich bevorzugte Son- 
derstellung deutscher Staatsbür- 
ger gäbe es nicht. Deshalb hätte 
z.B. der amerikanische Geheim- 
dienst es wieder aufgegeben, als 
Schutz vor den Taliban Hoheits- 
zeichen der BRD als Tarnung zu 
verwenden. 


Die Feindschaft afghanischer 
Stämme untereinander hieße 
nicht, daß man die westlichen 
Besatzer liebe. 


Gefängnis Afghanistan 


Ernüchternd stellt Scholl-Latour 
weiter fest: »Es gibt keine NATO- 
Kontrolle in Afghanistan, weder im 
umkämpften Süden und Osten, 
noch im relativ ruhigen Norden...« 
Deutsche Soldaten seien in ihren 
Trutzburgen einer monatelangen 
und eintönigen Isolierung ausge- 
setzt. Einzig die Patrouillenfahrer 
könnten die Stützpunkte verlas- 
sen; aber auch deren Radius 
werde immer kleiner. Die übrigen 
Soldaten säßen fest. 
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Klägliche Resultate 


Das Ergebnis der bisherigen Auf- 
bauhilfe in Afghanistan bezeich- 
net der Experte in seinem Artikel 
als »kläglich«. 


»Am Ende werden auch die 
NATO-Alliierten Afghanistan sich 
selbst überlassen müssen. [...] 
Wenn trotzdem die Überleben- 
den der „Grünen Fremdenle- 
gion“ — vermutlich auch Osama 
bin Laden — im afghanisch-paki- 
stanischen Grenzgebiet Zuflucht 
finden, so ist das dem zwingen- 
den Gebot der Gastlichkeit zu 
verdanken, das im Ehrenkodex 
der Paschtunen verankert ist. 


Das gleiche Brauchtum 
schreibt allerdings auch die 
Blutrache als unerbittliches 
Gesetz vor, so daß jede Hoff- 
nung, im Umkreis der bom- 
bardierten Dörfer die „Herzen 
und Gemüter“ zu gewinnen, 
eine Schimäre [Hirngespinst] 
bleibt.« 


Theodor Fontane 


Und das kostet der 
Afghanistan-Einsatz 
laut der September- 
Ausgabe von »Cice- 
ro«: 


869,2 Millionen Euro 
von 2001 bis 2006 für 
die Teilnahme von KSK- 
Truppen an der »Opera- 
tion Enduring Freedom« 
in Afghanistan. 


1,9 Milliarden Euro von 
2001 bis 2006 für die 
Teilnahme am ISAF-Ein- 
satz. 


35 Millionen Euro in 
2007 für den Tornado- 
Einsatz. 


Gesamtkosten des Afgha- 
nistan-Einsatzes der BRD: 


2,804 Milliarden Euro 


Das Trauerspiel von Afghanistan 


Der Schnee leis stäubend vom Himmel fällt, 
Ein Reiter vor Dschellalabad hält, 
»Wer da!« — »Ein britischer Reitersmann, 
Bringe Botschaft aus Afghanistan.« 


Sir Robert stieg auf den Festungswall, 
Offiziere, Soldaten folgten ihm all, 
Sir Robert sprach: »Der Schnee fällt dicht, 
Die uns suchen, sie können uns finden nicht. 


Afghanistan! Er sprach so matt; 
Es umdrängt den Reiter die halbe Stadt, 
Sir Robert Sale, der Kommandant, 
Hebt ihn vom Rosse mit eigener Hand. 


Sie führen ins steinerne Wachthaus ihn, 
Sie setzen ihn nieder an den Kamin, 
Wie wärmt ihn das Feuer, wie labt ihn das Licht, 
Er atmet hoch auf und dankt und spricht: 


»Wir waren dreizehntausend Mann, 
Von Kabul unser Zug begann, 
Soldaten, Führer, Weib und Kind, 
Erstarrt, erschlagen, verraten sind. 


Zersprengt ist unser ganzes Heer, 
Was lebt, irrt draußen in Nacht umher, 
Mir hat ein Gott die Rettung gegönnt, 
Seht zu, ob den Rest ihr retten könnt.« 


Sie irren wie Blinde und sind uns so nah, 
So lasst sie‘s hören, dass wir da, 
Stimmt an ein Lied von Heimat und Haus, 
Trompeter, blast in die Nacht hinaus!« 


Da huben sie an und sie wurden’s nicht müd, 

Durch die Nacht hin klang es Lied um Lied, 

Erst englische Lieder mit fröhlichem Klang, 
Dann Hochlandslieder wie Klagegesang. 


Sie bliesen die Nacht und über den Tag, 
Laut wie nur die Liebe rufen mag, 
Sie bliesen — es kam die zweite Nacht, 
Umsonst, daß ihr ruft, umsonst, daß ihr wacht. 


Die hören sollen, sie hören nicht mehr, 
Vernichtet ist das ganze Heer, 
Mit dreizehntausend der Zug begann, 
Einer kam heim aus Afghanistan. 


RAUS AUS AFGHANISTAN! 
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Terrorismusgefahr, Mafia, Schleuser und Kriminelle in Deutschland: 


Und womit beschäftigt sich das BKA? 


Auf dem Weg zum 
Überwachungsstaat 


Es vergeht kaum eine Woche, 
ohne daß der Bundesinnenmi- 
nister Schäuble neue Pläne zur 
Einschränkung der Bürger- und 
Freiheitsrechte verkündet, die 
angeblich für unsere Sicherheit 
vor dem internationalen Terroris- 
mus erforderlich wären. 


Laufend werden neue Gesetze 
zur Überwachung und Durch- 
leuchtung des inzwischen glä- 
sernen Bürgers verabschiedet: 
Datenspeicherung nicht nur bei 
Verdächtigen; das ganze Volk 
wird unter Generalverdacht ge- 
stellt. Der Staat will »auf Vorrat« 
wissen, wann, wie oft und lange 
und von wo die Oma mit ihrem 
Enkel telefoniert hat und wer 
wem ein Fax oder eine e-Post 
geschickt hat. 


L sebe /[e=ser 


Mit Ausnahme Weniger (z.B. der 
Abgeordneten) kann jeder abge- 
hört und belauscht werden. Aller 
Protest z.B. der Ärzte und Jour- 
nalisten nutzte nichts. 


Die Sicherheitslage oder besser 
die Unsicherheitslage muß dem- 
nach höchst brisant und hoch- 
gefährlich sein. Alle Behörden 
müßten sich also auf Erkundung 
und Ermittlung von möglichen 
Gefahrenquellen konzentrieren. 
Was aber macht das Bundes- 
kriminalamt (BKA)? 


Das BKA erforscht 
sein NS-Erbe! 


»Wiesbaden. Das Bundeskrimi- 
nalamt läßt die Nachwirkungen 
der NS-Zeit auf die eigene Ge- 
schichte von Wissenschaftlern 
erforschen. 


Die Behörde werde alle relevan- 
ten Unterlagen zur Verfügung 


GAHZ era: 


Die Coesfelder Asylbetrüger, die Maulkorbgesetze und un- 
sere Beschränkungen in der Berichterstattung 


stellen, sagte BKA-Präsident 
Jörg Ziercke am Mittwoch. 


Damit geht das BKA anderen Si- 
cherheitsbehörden voran. Nach 
Zeitungsberichten verhandelt der 
Bundesnachrichtendienst über 
ein ähnliches Projekt. Die erste 
Führung des 1951 gegründeten 
BKA war nach bisherigen For- 
schungen von NS-Tätern durch- 
setzt. Zum Teil verfolgten sie 
kriminalistische Ansätze aus der 
Zeit vor 1945 weiter.« 

dpa, 1.11.2007 
Das NS-Syndrom lähmt den 
Verstand. Sollte etwa 1951 ein 
vor 1945 begangener Mord nicht 
mehr verfolgt werden? Sollten 
1951 statt erfahrener Krimina- 
listen etwa entlassene Straftäter 
das BKA führen? 


Man darf gespannt sein, wel- 
chen Irrsinn das NS-Syndrom 
noch hervorbringt! 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
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Telefon: 0208 - 84 01 32 


In der UN 8/2007 und dem dazu aktuellen Flugblatt »Bürgerinfo A807« 
berichteten wir über eine Asylbetrüger-Großfamilie in Coesfeld, die 
dem Staat (also uns!) 720.000 Euro gekostet hat, bis sie aufflog. 


Daß es zahlreiche ähnliche Fälle gab und gibt wissen auch wir. Den 
Asylanten aber pauschal und »massenhaft« Asylbetrug vorzuwerfen, 
schürt nach Auffassung mancher Staatsanwälte Ausländerfeindlichkeit 
und »Haß auf Ausländer«. Deshalb rieten unsere Anwälte, hervorzu- 
heben, daß dies ein Einzelfall sei. Dafür ernteten wir viel Protest und 
Kritik von unseren Lesern, das entspräche nicht unserem Motto von 
» Wahrheit — Klarheit — Offenheit«, da es viele solcher Betrüger gäbe. 


Einer von ihnen, der sich an das Regierungspräsidium Darmstadt 
wandte, ob und wieviel solcher Fälle dort bekannt seien, bekam folgen- 
de Antwort: »/m Landkreis Offenbach wurde eigens für diesen Perso- 
nenkreis, die über einen längeren Zeitraum unter falschen Personalien 
Sozialhilfe in Anspruch nahmen, eine Arbeitsgruppe gegründet, die aus 
Bediensteten der Ausländerbehörde und der Vollzugspolizei besteht. 
Aus unserer Behörde werden dort ebenfalls drei Beschäftigte mitar- 
beiten.« 


Wir lassen uns also gerne belehren: 
Es war eben doch kein »Einzelfall«. 


Ihre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Internet: 
http://www.un-nachrichten.de 
http://www.un-archiv.de 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
September 2006: 39,497 Millionen ” 


September 2007: 40,179 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
September 2007: 3.543.368 ” 


Oktober 2007: 3.433.639 ” 


Leistungsempfänger: 


Arbeitslosengeld: 
Arbeitslosengeld Il: 
Sozialgeld: 


932.643 ” 
5.160.589 ” 
1.943.211 ” 


Arbeitssuchende: 
September 2007: 
Oktober 2007: 


Offene Stellen: 
September 2007: 
Oktober 2007: 


Staatsverschuldung: 
1.495.351.044.775 Euro ” 


5.933.500 ” 
5.856.500 ” 


629.090 ” 
608.546 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
539 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 


21.10.2007: 
13.11.2007: 


18.141 ?) 
18.154 ? 


?) Bundesagentur für Arbeit, 13.11.2007 
2) Bund der Steuerzahler, 13.11.2007 
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NRW: Jeder Vierte 
knapp bei Kasse 


Wenn man liest, daß die Kosten 
für den Afghanistan-Einsatz der 
Bundeswehr mehr als 2,8 Milliar- 
den Euro betragen, könnte man 
an an reiches Land denken. 


Vom Gegenteil berichtete das 
Statistische Landesamt in NRW: 


Knapp ein Viertel der Haushalte 
in NRW kann es sich nicht lei- 
sten, mindestens eine Woche 
Urlaub im Jahr woanders als zu 
Hause zu verbringen. 


Bei etwa 27 Prozent ist der finan- 
zielle Handlungsspielraum derart 
eingeschränkt, daß es ihnen nicht 
möglich ist, unerwartet anfallen- 
de Ausgaben (z.B. die Reparatur 
einer Waschmaschine) aus vor- 
handenen Mitteln zu bestreiten. 


10,8 Prozent der Haushalte ga- 
ben an, daß sie sogar an der Er- 
nährung sparen müssen. 


Auch zwingen finanzielle Gründe 
zum Verzicht auf die Anschaffung 
langlebiger Gebrauchsgüter wie 
die Anschaffung eines PKW oder 
eines Computers. 


Bundeswehr sichert 
friedlichen Aufbau 


»Afghanistan steht vor neuem 
Rekord der Opium-Ernte«, hieß 
es in einer Pressemeldung vom 
18.7.2007: 


»Kabul: Afghanistan steht in 
diesem Jahr vor einem neuen 
Rekord der Opium-Ermte. Die 
Versuche der internationalen 
Gemeinschaft, den Mohnanbau 
zu begrenzen, seien gescheitert, 
räumte der US-Botschafter in Af- 
ghanistan, William Wood, ein. In 
diesem Jahr seien 185.000 Hek- 
tar Mohnfläche abgeerntet wor- 
den, 20.000 mehr als im Vorjahr. 
Das so Wood, stärke die Taliban 
und das organisierte Verbre- 
chen.« 


Dagegen vorzugehen ist der 
Bundeswehr verboten. Motto: 
Es steht ein Soldat am Mohn- 
feldrand, hält Wache für sein 
Vaterland ...! 


UN-Bestelltelefon: 


0208 — 840 132 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5- 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1.- Euro je Exemplar). 


Uü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck - in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, fallsbekannt: 


Telefon: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich [I jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


